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A. Problem und Ziel

Um grenzüberschreitende Erscheinungsformen von Schwarzarbeit und
illegaler Beschäftigung konsequent bekämpfen zu können, bedarf es
einer gut funktionierenden Zusammenarbeit zwischen den nationalen
Behörden der betroffenen Staaten. 

Mit dem am 12. Januar 2012 in Den Haag unterzeichneten Staatsver-
trag wird die bilaterale Zusammenarbeit der Behörden in den Ge-
schäftsbereichen des Bundesministeriums der Finanzen und des
 Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, die auf Bundesebene für
Kontrollen, Prüfungen und Ermittlungen im Bereich der Bekämpfung
von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung zuständig sind, mit den
zuständigen Stellen des Königreichs der Niederlande verbessert und
auf eine verlässliche Grundlage gestellt.

Ziel des Gesetzes ist es, durch parlamentarische Zustimmung die in-
nerstaatliche Anwendbarkeit des Vertrages herbeizuführen sowie eine
gesetzliche Grundlage für Änderungen und Ergänzungen des Vertra-
ges zu schaffen, die sich im Rahmen des Vertragszwecks halten. 

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zu dem Vertrag vom 12. Januar 2012
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Königreich der Niederlande
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs 
bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen durch Erwerbstätigkeit 
und bei Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sowie von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit und illegaler
grenzüberschreitender Leiharbeit (Deutsch-Niederländischer Vertrag
zur Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit)
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B. Lösung

Der Staatsvertrag vom 12. Januar 2012 enthält die notwendigen
 Regelungen für eine engere Zusammenarbeit und einen effektiven In-
formationsaustausch mit den zuständigen niederländischen Stellen.
Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach
Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifikation des
Vertrages geschaffen werden. Außerdem enthält das Gesetz eine Er-
mächtigung der Bundesregierung, Änderungen und Ergänzungen des
Vertrages durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine negativen Auswir-
kungen. 

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Durch das Gesetz wird kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und
Bürger begründet. Es werden weder Vorgaben noch Informations-
pflichten für Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geändert oder aufge-
hoben. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch das Gesetz wird kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft, ins-
besondere für mittelständische Unternehmen, begründet. Es werden
weder Vorgaben noch Informationspflichten für die Wirtschaft einge-
führt, geändert oder aufgehoben.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Entsprechend der mit dem Vertrag verfolgten Zielsetzung werden
 Informationspflichten erweitert beziehungsweise neu eingeführt. Die
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung und der be-
troffenen Sozialversicherungsträger können zurzeit nicht quantifiziert
werden, da sie vom Umfang der Zusammenarbeit im Rahmen des
 Vertrages, insbesondere von der Inanspruchnahme durch die zustän-
digen niederländischen Stellen, abhängen. Die sich daraus ergeben-
den Mehrausgaben werden innerhalb der geltenden Haushaltsansätze
ausgeglichen.

F. Weitere Kosten

Das Gesetz verursacht weder sonstige Kosten für die Wirtschaft noch
Kosten für die sozialen Sicherungssysteme. Auswirkungen auf Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind nicht zu erwarten.  
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Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung des
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Dem in Den Haag am 12. Januar 2012 unterzeichneten Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Niederlande über die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs
bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen durch Erwerbstätigkeit und
bei Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie von nicht an -
gemeldeter Erwerbstätigkeit und illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit
(Deutsch-Niederländischer Vertrag zur Bekämpfung grenzüberschreitender
Schwarzarbeit) wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

Die Bundesregierung wird ermächtigt, Änderungen des Vertrages nach seinem
Artikel 10 Absatz 1 sowie Ergänzungen des Vertrages durch Beifügung von
 Anlagen und Änderungen von Anlagen des Vertrages nach seinem Artikel 10
 Absatz 2 Satz 1 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates in
Kraft zu setzen, soweit sich die Änderungen und Ergänzungen im Rahmen des
Vertragszwecks halten. 

Artikel 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Absatz 2 in Kraft tritt,
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Vertrag vom 12. Januar 2012

zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und dem Königreich der Niederlande

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
des grenzüberschreitenden Missbrauchs 

bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen durch Erwerbstätigkeit 
und bei Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

sowie von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
und illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit 

(Deutsch-Niederländischer Vertrag 
zur Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit)

Vom                          2012



Drucksache 17/12015 – 6 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden,
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grund-
gesetzes erforderlich, da der Aufgabenbestand der für die Durchführung des Ver-
trages auf Bundesebene zuständigen Behörden in den Geschäftsbereichen des
Bundesministeriums der Finanzen und des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales einen neuen völkerrechtlichen Geltungsgrund erhält.

Zu Artikel 2

Im Interesse der Entlastung des Gesetzgebers können Änderungen und Ergän-
zungen des Vertrages nach seinem Artikel 10 Absatz 1 und 2 Satz 1 durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung in Kraft gesetzt werden. Die Rechts -
verordnungsermächtigung stellt klar, dass dies nur möglich ist, soweit sich die
Änderungen und Ergänzungen innerhalb des Vertragszwecks halten. 

Zu Artikel 3

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13
 Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Der am 12. Januar 2012 in Den Haag unterzeichnete Staatsvertrag ermöglicht
eine enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen deutschen und nieder-
ländischen Behörden bei der Bekämpfung grenzüberschreitender Erscheinungs-
formen von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung und stellt die Zusammen-
arbeit auf eine verlässliche Grundlage. 

Das Gesetz hat keine negativen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte.
Länder und Gemeinden werden nicht mit Mehrkosten belastet. Dem Bund
 entstehen in geringem Maße Verwaltungsmehrkosten. Sonstige Kosten für die
Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen, oder Kosten für die
sozialen Sicherungssysteme entstehen nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und
das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten.

Mit dem Gesetz wird weder für die Bürgerinnen und Bürger noch für die Wirt-
schaft ein Erfüllungsaufwand begründet.

Es werden Informationspflichten für die Verwaltung und die betroffenen Sozial-
versicherungsträger erweitert beziehungsweise eingeführt. Die Informations-
pflichten befinden sich in Artikel 5 Absatz 1 und 2 Nummer 1, 3 bis 6 sowie in
 Artikel 6 Absatz 2 und 4 Satz 2 und Absatz 5 des Vertrages.
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Die Bundesrepublik Deutschland

und

das Königreich der Niederlande

(im Folgenden „Vertragsstaaten“ genannt) –

Bezug nehmend auf die Entschließung 1999/C 125/01 des
 Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union vom 22. April 1999 über
einen Verhaltenskodex für die Verbesserung der Zusammenar-
beit der Behörden der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des
grenzüberschreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungsleis-
tungen und -beiträgen und von nicht angemeldeter Erwerbs -
tätigkeit sowie bei grenzüberschreitender Leiharbeit, 

unter Berücksichtigung der Bestimmungen über die gegen -
seitige Amtshilfe und die Zusammenarbeit zwischen den zustän-
digen Stellen und Einrichtungen der beiden Vertragsstaaten, die
bereits durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 des Rates
vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen
 Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren
 Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und
 abwandern (in der Fassung vom 30. Januar 1997), (EG)
Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und Rates vom

De Bondsrepubliek Duitsland

en

het Koninkrijk der Nederlanden

(hierna te noemen “de Verdragsluitende Partijen”) –

Gelet op de Resolutie 1999/C 125/01 van de Raad van de Eu-
ropese Unie en de in de Raad verenigde vertegenwoordigers van
de regeringen van de lidstaten van de Europese Unie van 22 april
1999 over een gedragscode ter verbetering van de samenwer-
king tussen de autoriteiten van de lidstaten bij de bestrijding van
grensoverschrijdende fraude met socialezekerheidsuitkeringen
en -premies, alsmede met niet-aangemelde werkzaamheden en
grensoverschrijdend uitzendwerk,

Gelet op de bepalingen inzake wederzijdse rechtshulp en de
samenwerking tussen de bevoegde instanties en instellingen van
beide Verdragsluitende Partijen die reeds zijn voorzien in Verorde-
ning (EG) nr. 1408/71 van de Raad van 14 juni 1971 tot toepas-
sing van de socialezekerheidsregelingen op werknemers en zelf-
standigen, alsmede op hun gezinsleden, die zich binnen de
Gemeenschap verplaatsen (in de versie van 30 januari 1997),
(EG) nr. 883/2004 van het Europees Parlement en de Raad van
29 april 2004 betreffende de coördinatie van de socialezeker-

Vertrag
zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und dem Königreich der Niederlande
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs

bei Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen durch Erwerbstätigkeit
und bei Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende

sowie von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit
und illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit

(Deutsch-Niederländischer Vertrag
zur Bekämpfung grenzüberschreitender Schwarzarbeit)

Verdrag
tussen de Bondsrepubliek Duitsland
en het Koninkrijk der Nederlanden

inzake samenwerking bij de bestrijding van grensoverschrijdende fraude
met socialezekerheidsuitkeringen en -premies door arbeid
en met basisuitkeringen ten gunste van werkzoekenden

alsmede met niet-aangemelde werkzaamheden
en illegaal grensoverschrijdend uitzendwerk

(Duits-Nederlands verdrag
tot bestrijding van grensoverschrijdende zwarte arbeid)
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29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen
 Sicherheit und durch die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen
Parlaments und Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsen-
dung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienst-
leistungen (einschließlich der Kontrolle der maßgeblichen Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen) vorgesehen sind, 

unter Berücksichtigung der Richtlinie 95/46/EG des Europä -
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten und zum freien Datenverkehr,

in der Auffassung, dass es zur Umsetzung der vorgenannten
Bestimmungen von Bedeutung ist, die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit zu intensivieren und zu diesem Zweck die zustän-
digen Stellen, die Ebenen und Formen der Zusammenarbeit zu
benennen, 

in dem Bewusstsein, dass national unterschiedliche Herange-
hensweisen und Definitionen im Zusammenhang mit der Be-
kämpfung des Missbrauchs bei Sozialversicherungsleistungen
und -beiträgen durch Erwerbstätigkeit und bei Leistungen der
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie von nicht angemelde-
ter Erwerbstätigkeit und illegaler grenzüberschreitender Leih -
arbeit bestehen –

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1

Zweck des Vertrags

(1) Die Vertragsstaaten streben eine Intensivierung der Zu -
sammenarbeit ihrer Stellen bei der Bekämpfung des grenzüber-
schreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungsleistungen und
-beiträgen durch Erwerbstätigkeit und bei Leistungen der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende sowie von nicht angemeldeter Er-
werbstätigkeit und illegaler grenzüberschreitender Leiharbeit an.

(2) Die Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in Straf-
sachen bleiben unberührt.

Artikel 2

Räumlicher Geltungsbereich des Vertrags

(1) Der Vertrag gilt für das gesamte Hoheitsgebiet der Bun-
desrepublik Deutschland.

(2) Der Vertrag gilt für das gesamte europäische Hoheits-
gebiet des Königreichs der Niederlande.

Artikel 3

Bestimmung der zuständigen Stellen

(1) Dieser Vertrag wird auf Seiten der Bundesrepublik
Deutschland durch diejenigen auf Bundesebene zuständigen
Stellen in den Geschäftsbereichen des Bundesministeriums der
Finanzen und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
und auf Seiten des Königreichs der Niederlande durch diejeni-
gen Stellen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Soziales
und Arbeit der Niederlande durchgeführt, in deren Zuständigkeit
die in Artikel 1 Absatz 1 beschriebenen Aufgaben fallen.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundes -
ministerium für Arbeit und Soziales der Bundesrepublik Deutsch-
land und das Ministerium für Soziales und Arbeit der Niederlan-
de benennen zentrale Stellen, die für die Zusammenarbeit im
Rahmen dieses Vertrags hauptverantwortlich zuständig sind.

Artikel 4

Ebenen der Zusammenarbeit

(1) Die Zusammenarbeit erfolgt jeweils auf Ebene

1. des Bundesministeriums der Finanzen und des Bundes -
ministeriums für Arbeit und Soziales der Bundesrepublik

heidsstelsels, en in Richtlijn 96/71/EG van het Europees Parle-
ment en de Raad van 16 december 1996 betreffende de terbe-
schikkingstelling van werknemers met het oog op het verrichten
van diensten (met inbegrip van controle op relevante arbeids-
voorwaarden en -omstandigheden); 

Gelet op Richtlijn 95/46/EG van het Europees Parlement en de
Raad van 24 oktober 1995 betreffende de bescherming van na-
tuurlijke personen in verband met de verwerking van persoons-
gegevens en betreffende het vrije verkeer van die gegevens; 

Van mening dat het voor de implementatie van voornoemde
bepalingen van belang is de grensoverschrijdende samenwer-
king te intensiveren en daartoe de bevoegde instanties, niveaus
en samenwerkingsvormen te benoemen; 

Zich ervan bewust dat er verschillende nationale benaderin-
gen en begripsomschrijvingen ten behoeve van de bestrijding
van fraude met socialezekerheidsuitkeringen en -premies door
arbeid en met basisuitkeringen ten gunste van werkzoekenden
alsmede niet-aangemelde werkzaamheden en met illegaal grens-
overschrijdend uitzendwerk bestaan –

Zijn het volgende overeengekomen: 

Artikel 1

Doelstelling van het verdrag

(1) De Verdragsluitende Partijen streven naar intensivering van
de samenwerking tussen hun instanties bij de bestrijding van
fraude met socialezekerheidsuitkeringen en -premies door arbeid
en met basisuitkeringen ten gunste van werkzoekenden alsmede
niet-aangemelde werkzaamheden en met illegaal grensover-
schrijdend uitzendwerk. 

(2) De voorschriften inzake de internationale rechtshulp in
strafzaken blijven onverlet.

Artikel 2

Territoriaal toepassingsgebied van het verdrag

(1) Het verdrag is van toepassing op het gehele grondgebied
van de Bondsrepubliek Duitsland.

(2) Het verdrag is van toepassing op het gehele Europese
grondgebied van het Koninkrijk der Nederlanden.

Artikel 3

Aanwijzing van de bevoegde instanties

(1) Dit verdrag valt wat de Bondsrepubliek Duitsland betreft
onder de verantwoordelijkheid van de op federaal niveau verant-
woordelijke instanties die ressorteren onder het Bondsministerie
van Financiën en het Bondsministerie voor Arbeid en Sociale Za-
ken en wat het Koninkrijk der Nederlanden betreft onder de ver-
antwoordelijkheid van de instanties die ressorteren onder het mi-
nisterie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid van Nederland
en belast zijn met de in artikel 1, eerste lid, omschreven taken.

(2) Het Bondsministerie van Financiën en het Bondsministe-
rie van Arbeid en Sociale Zaken van de Bondsrepubliek Duits-
land en het ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid
van Nederland wijzen centrale instanties aan die als hoofdver-
antwoordelijke met de samenwerking in het kader van dit ver-
drag belast zullen zijn.

Artikel 4

Niveaus van samenwerking

(1) Samenwerking geschiedt respectievelijk op het niveau

1. van het Bondsministerie van Financiën en het Bondsministe-
rie van Arbeid en Sociale Zaken van de Bondsrepubliek
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Deutschland und des Ministeriums für Soziales und Arbeit
der Niederlande sowie

2. der nach Artikel 3 Absatz 2 benannten Stellen.

(2) Die für die in Artikel 1 genannten Aufgabengebiete zustän -
digen Prüf- und Kontrollbehörden können unmittelbar zusam-
menarbeiten, soweit die in Absatz 1 genannten Stellen dies
 vorsehen.

Artikel 5

Formen der Zusammenarbeit

(1) Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundes -
ministerium für Arbeit und Soziales der Bundesrepublik Deutsch-
land und das Ministerium für Soziales und Arbeit der Nieder -
lande unterrichten einander unmittelbar über wesentliche
Änderungen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die im An-
wendungsbereich dieses Vertrags erfolgen.

(2) Die Stellen nach Artikel 3 Absatz 2 unterstützen sich ge-
genseitig nach Maßgabe der jeweils geltenden innerstaatlichen
Rechtsvorschriften, insbesondere durch

1. den Informationsaustausch über Aufbau und Aufgaben der
Prüf- und Kontrollbehörden und die Benennung der zustän -
digen Ansprechpartner;

2. die gemeinsame Planung und Durchführung von Kontroll -
aktivitäten im jeweiligen Zuständigkeitsbereich;

3. den Informationsaustausch über Prüf- und Arbeitsmethoden;

4. die Übermittlung von zur ordnungsgemäßen Aufgabenerfül-
lung erforderlichen Informationen einschließlich personenbe-
zogener Daten auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe und
Übersendung von Dokumenten;

5. die unaufgeforderte Übermittlung von Mitteilungen (Spontan-
mitteilungen);

6. die Unterrichtung über den Fortgang eines Verfahrens, soweit
dies erbeten wird sowie

7. den Austausch von Bediensteten als Hospitanten.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend im Falle einer direkten Zusam-
menarbeit der Prüf- und Kontrollbehörden gemäß Artikel 4 Ab-
satz 2.

Artikel 6

Ersuchen und Spontanmitteilungen

(1) Ersuchen und Spontanmitteilungen nach Artikel 5 Absatz 2
Nummern 4 und 5 müssen mindestens die folgenden Angaben
enthalten:

1. Angaben zu in Rede stehenden Firmen oder Personen und

2. eine kurze, verständliche Darstellung des Sachverhalts.

Ersuchen müssen zusätzlich die ersuchende Stelle, den Gegen-
stand und Grund des Ersuchens sowie die Informationen oder
Handlungen benennen, um deren Übermittlung oder Durchfüh-
rung ersucht wird.

(2) Die ersuchte Stelle kann weitere, für die Bearbeitung erfor-
derliche Informationen anfordern.

(3) Ersuchen und Spontanmitteilungen können formlos schrift-
lich, fernschriftlich oder elektronisch übermittelt werden.

(4) Die Bearbeitung eines Ersuchens oder die Spontanmittei-
lung unterbleibt, wenn hierdurch ein nicht vertretbarer Verwal-
tungsaufwand verursacht wird oder innerstaatliche Vorschriften
beziehungsweise die Verwaltungspraxis der Bearbeitung entge-
genstehen. Die ersuchende Stelle ist unter Benennung der Grün-
de zu informieren, wenn ein Ersuchen nicht bearbeitet werden
kann. 

Duitsland en het ministerie van Sociale Zaken en Werkgele-
genheid van Nederland; alsmede

2. van de overeenkomstig artikel 3, tweede lid, aangewezen
 instanties.

(2) De voor de in artikel 1 genoemde taken bevoegde contro-
lerende en toezichthoudende autoriteiten kunnen rechtstreeks
met elkaar samenwerken voor zover dat door de in het eerste lid
genoemde instanties is voorzien.

Artikel 5

Vormen van samenwerking

(1) Het Bondsministerie van Financiën en het Bondsministe-
rie van Arbeid en Sociale Zaken van de Bondsrepubliek Duits-
land en het ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid
van Nederland stellen elkaar onverwijld in kennis van wezenlijke
wijzigingen van de wet- en regelgeving op het terrein van dit ver-
drag. 

(2) De instanties genoemd in artikel 3, tweede lid, ondersteu-
nen elkaar in overeenstemming met het desbetreffende gelden-
de nationale recht, in het bijzonder door

1. het uitwisselen van informatie over de instelling en taken van
de controlerende en toezichthoudende autoriteiten en de be-
noeming van bevoegde contactpersonen;

2. het gezamenlijk plannen en uitvoeren van controleactiviteiten
op het desbetreffende terrein;

3. het uitwisselen van informatie over controlemethoden en
werkwijzen;

4. het verstrekken van de informatie die nodig is voor het cor-
rect vervullen van de taken, met inbegrip van persoonsgege-
vens, op verzoek via wederzijdse bijstand en toezending van
documenten;

5. het eigener beweging doen van mededelingen (spontane
 mededelingen);

6. het verstrekken van informatie over de voortgang van een
procedure, indien daarom verzocht wordt; alsmede

7. het uitwisselen van medewerkers als stagiair(e)s.

(3) Het tweede lid is dienovereenkomstig van toepassing op
rechtstreekse samenwerking tussen de controlerende en toe-
zichthoudende autoriteiten overeenkomstig artikel 4, tweede lid.

Artikel 6

Verzoeken en spontane mededelingen

(1) Verzoeken en spontane mededelingen overeenkomstig
 artikel 5, tweede lid, onderdelen 4 en 5, dienen ten minste de vol-
gende gegevens te bevatten:

1. gegevens met betrekking tot de desbetreffende ondernemin-
gen of personen; en

2. een korte, duidelijke beschrijving van de feiten.

In de verzoeken dienen voorts de verzoekende instantie, het on-
derwerp en de reden voor het verzoek alsmede de informatie of
handelingen te worden genoemd waarom verzocht wordt.

(2) De aangezochte instantie kan verzoeken om nadere infor-
matie voor de behandeling noodzakelijke informatie.

(3) Verzoeken en spontane mededelingen kunnen zonder for-
maliteiten schriftelijk, via schriftelijke telecommunicatie of elek-
tronisch worden gedaan.

(4) Een verzoek of een spontane mededeling wordt niet in be-
handeling genomen wanneer dit zou leiden tot een onaanvaard-
bare grote administratieve belasting of in strijd zou zijn met natio-
nale voorschriften respectievelijk de administratieve praktijk. De
verzoekende instantie dient te worden geïnformeerd wanneer
een verzoek niet in behandeling kan worden genomen, hetgeen
met redenen wordt omkleed.
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(5) Bei Weiterleitung an eine andere Stelle ist die ersuchende
Stelle zu unterrichten.

(6) Einem Ersuchen muss nur insoweit entsprochen werden,
als die ersuchte Stelle Zugang zu den betreffenden Informa-
tionen hat oder nach innerstaatlichem Recht Zugang zu diesen
erhalten kann.

Artikel 7

Kosten

Jeder Vertragsstaat trägt die für seine Stellen aus der Anwen-
dung dieses Vertrags entstehenden Kosten.

Artikel 8

Datenschutz

(1) Soweit aufgrund dieses Vertrags personenbezogene Da-
ten übermittelt werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen
unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechts-
vorschriften.

1. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Er-
suchen über die Verwendung der übermittelten Daten und
über die dadurch erzielten Ergebnisse.

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu
den in diesem Vertrag bezeichneten Zwecken und zu den
durch die übermittelnde Stelle vorgesehenen Bedingungen
zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur Ver-
hütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit.

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und
Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermittlung
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei-
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbo-
te zu beachten. Die Übermittlung der Daten unterbleibt, wenn
die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme hat, dass da-
durch gegen den Zweck eines innerstaatlichen Gesetzes ver-
stoßen würde oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen
beeinträchtigt würden. Erweist sich, dass unrichtige Daten
oder Daten, die nicht hätten übermittelt werden dürfen, über-
mittelt worden sind, so ist dies dem Empfänger unverzüglich
mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Daten unverzüglich zu be-
richtigen oder zu löschen.

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftser-
teilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des Be-
troffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Aus-
kunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des
Vertragsstaates, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft bean-
tragt wird.

5. Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale
Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezogenen
Daten besondere Löschungsfristen vorsieht, weist die über-
mittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. Unabhängig von
diesen Fristen sind die übermittelten personenbezogenen Da-
ten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie übermit-
telt worden sind, nicht mehr erforderlich sind.

6. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet,
die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen
Daten aktenkundig zu machen.

7. Die übermittelnde Stelle und der Empfänger sind verpflichtet,
die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen
unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte
Bekanntgabe zu schützen.

(5) De verzoekende instantie dient te worden geïnformeerd
wanneer een verzoek aan een andere instantie wordt doorgeleid.

(6) Aan een verzoek dient slechts te worden voldaan voor zo-
ver de aangezochte instantie tot de desbetreffende informatie
toegang heeft of er conform het nationale recht toegang toe kan
krijgen.

Artikel 7

Kosten

Elke Verdragsluitende Partij draagt de door haar instanties voor
de toepassing van dit verdrag gemaakte kosten.

Artikel 8

Gegevensbescherming

(1) Indien uit hoofde van dit verdrag persoonsgegevens wor-
den verstrekt, gelden de volgende bepalingen met inachtneming
van het voor elke Verdragsluitende Partij geldende nationale
recht:

1. De ontvangende instantie stelt de verstrekkende instantie op
verzoek in kennis van het gebruik van de verstrekte gegevens
en de ermee bereikte resultaten.

2. Het gebruik van de gegevens door de ontvangende instantie
is slechts toegestaan voor de in dit verdrag genoemde doel-
stellingen en onder de door de verstrekkende instantie vast-
gestelde voorwaarden. Het gebruik ervan is voorts toege-
staan ter voorkoming en vervolging van ernstige strafbare
feiten alsmede ter afwending van aanzienlijke gevaren voor
de openbare veiligheid.

3. De verstrekkende instantie is verplicht erop toe te zien dat de
te verstrekken gegevens juist zijn en dat de verstrekking er-
van noodzakelijk is en in verhouding staat tot het ermee be-
oogde doel. Hierbij dienen de naar het desbetreffende natio-
nale recht geldende bepalingen inhoudende een verbod op
de verstrekking van de gegevens in acht te worden genomen.
De verstrekking van de gegevens blijft achterwege indien de
verstrekkende instantie reden heeft aan te nemen dat zulks
in strijd zou zijn met het doel van een nationale wet of afbreuk
zou doen aan voor bescherming vatbare belangen van de be-
trokken personen. Indien blijkt dat er onjuiste gegevens of
gegevens zijn verstrekt die niet hadden mogen worden ver-
strekt, dient de ontvangende instantie hiervan onverwijld in
kennis te worden gesteld. De ontvangende instantie is ver-
plicht de gegevens onverwijld te corrigeren of te vernietigen.

4. De betrokkene dient op verzoek te worden ingelicht over de
ten aanzien van zijn persoon verstrekte gegevens alsmede
over het hiermee beoogde gebruiksdoel. Er is geen verplich-
ting tot het verstrekken van inlichtingen wanneer na afweging
blijkt dat het openbaar belang bij het niet-verstrekken van in-
lichtingen zwaarder weegt dan het belang van de betrokkene
bij het verstrekken ervan. Voor het overige wordt het recht
van de betrokkene te worden ingelicht over over hem aanwe-
zige persoonsgegevens bepaald door het nationale recht van
de Verdragsluitende Partij op het grondgebied waarvan om
inlichtingen wordt verzocht.

5. Indien het voor de verstrekkende instantie geldende nationa-
le recht inzake de verstrekte persoonsgegevens voorziet in
bijzondere termijnen voor vernietiging, stelt de verstrekken-
de instantie de ontvangende instantie daarvan in kennis. De
verstrekte persoonsgegevens dienen ongeacht deze termij-
nen te worden vernietigd zodra ze niet meer nodig zijn voor
het doel waarvoor ze zijn verstrekt;

6. De verstrekkende en ontvangende instantie zijn verplicht de
verstrekking en ontvangst van persoonsgegevens te registre-
ren.

7. De verstrekkende en ontvangende instantie zijn verplicht de
verstrekte persoonsgegevens effectief tegen onbevoegde
toegang, onbevoegde wijziging en onbevoegde openbaar-
making te beschermen.
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(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse entsprechend.

Artikel 9

Gemischte Kommission

(1) Eine gemischte Kommission, die sich aus Vertretern des
Bundesministeriums der Finanzen und des Bundesministeriums
für Arbeit und Soziales der Bundesrepublik Deutschland und des
Ministeriums für Soziales und Arbeit der Niederlande sowie der in
Artikel 3 genannten Stellen zusammensetzt, tritt erstmals 12 Mo-
nate nach Inkrafttreten dieses Vertrags und anschließend auf
Wunsch der Vertragsstaaten, mindestens jedoch alle zwei Jahre
zusammen. Ziel ist es, die aufgrund dieses Vertrags erzielten Er-
gebnisse zu bewerten und alle Fragen der Auslegung oder der
Anwendung des Vertrags zu behandeln.

(2) Die gemischte Kommission kann Vertreter anderer natio-
naler Stellen sowie solche anderer Mitgliedstaaten der Europä -
ischen Union, die an der Erreichung der Ziele des Vertrags inte-
ressiert sind, einladen, an ihren Arbeiten teilzunehmen.

Artikel 10

Änderung des Vertrags und Anlagen

(1) Dieser Vertrag kann im gegenseitigen Einvernehmen der
Vertragsstaaten jederzeit durch gesonderte Vereinbarung geän-
dert werden.

(2) Die Vertragsstaaten können durch gesonderte Vereinba-
rung dem Vertrag Anlagen beifügen und die Anlagen des Ver-
trags ändern. Die Anlagen sind Bestandteil des Vertrags.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik
Deutschland und das Ministerium für Soziales und Arbeit der
 Niederlande verpflichten sich, eine Aufstellung der Adressen und
Telefonnummern der für die Umsetzung des Vertrages zustän -
digen Stellen und der zentralen Stellen nach Artikel 3 Absatz 1
und 2 und eine Darstellung von deren Zuständigkeits- und Auf -
gabenbereichen innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten
dieses Vertrags auszutauschen und diese Daten regelmäßig zu
aktualisieren. 

Artikel 11

Durchführung des Vertrags

Das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales der Bundesrepublik Deutschland
und das Ministerium für Soziales und Arbeit der Niederlande ver-
pflichten sich, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses
Vertrags die Durchführung des Vertrags durch ein Rundschrei-
ben für ihren Geschäftsbereich zu regeln. 

Artikel 12

Registrierung des Vertrags

Die Registrierung dieses Vertrags beim Sekretariat der Verein-
ten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen
wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten durch das Königreich
der Niederlande veranlasst. 

Artikel 13

Inkrafttreten des Vertrags

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations -
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der
auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Austausch der
Ratifikationsurkunden folgt.

(2) De bepalingen van het eerste lid gelden dienovereenkom-
stig voor bedrijfs- en handelsgeheimen.

Artikel 9

Gemengde commissie

(1) Een gemengde commissie bestaande uit vertegenwoordi-
gers van het Bondsministerie van Financiën en het Bondsminis-
terie van Arbeid en Sociale Zaken van de Bondsrepubliek
 Duitsland en van het ministerie van Sociale Zaken en Werkgele-
genheid van Nederland alsmede van de in artikel 3 genoemde
instanties komt twaalf maanden na de inwerkingtreding van dit
verdrag voor de eerste maal en vervolgens op verzoek van de
Verdragsluitende Partijen ten minste om de twee jaar bijeen. Doel
is de op grond van dit verdrag bereikte resultaten te evalueren
en alle kwesties omtrent de uitlegging of toepassing van het ver-
drag te behandelen. 

(2) De gemengde commissie kan vertegenwoordigers van an-
dere nationale instanties en van andere lidstaten van de Europe-
se Unie die belang hebben bij het verwezenlijken van de doel-
stellingen van het verdrag uitnodigen deel te nemen aan haar
werkzaamheden.

Artikel 10

Wijziging van het verdrag en bijlagen

(1) Dit verdrag kan met wederzijds goedvinden van de Ver-
dragsluitende Partijen te allen tijde bij een afzonderlijke overeen-
komst gewijzigd worden.

(2) De Verdragsluitende Partijen kunnen bij een afzonderlijke
overeenkomst bijlagen toevoegen aan het verdrag en de bijlagen
van het verdrag wijzigen. De bijlagen maken onderdeel uit van
het verdrag.

(3) Het Bondsministerie van Financiën van de Bondsrepubliek
Duitsland en het ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegen-
heid van Nederland verplichten zich binnen drie maanden na de
inwerkingtreding van dit verdrag een lijst met adressen en tele-
foonnummers van de in het kader van dit verdrag belaste cen-
trale instanties, bedoeld in artikel 3, eerste en tweede lid, uit te
wisselen, alsmede een beschrijving van hun taken, verantwoor-
delijkheden en bevoegdheden, en deze gegevens regelmatig te
actualiseren.

Artikel 11

Toepassing van het verdrag

Het Bondsministerie van Financiën en het Bondsministerie van
Arbeid en Sociale Zaken van de Bondsrepubliek Duitsland en het
ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid van Nederland
verplichten zich binnen zes maanden na de inwerkingtreding van
dit verdrag de uitvoering van het verdrag middels een circulaire
voor hun werkterrein te regelen. 

Artikel 12

Registratie van het verdrag

Dit verdrag wordt door het Koninkrijk der Nederlanden onmid-
dellijk na de inwerkingtreding geregistreerd bij het Secretariaat
van de Verenigde Naties overeenkomstig artikel 102 van het
Handvest van de Verenigde Naties. 

Artikel 13

Inwerkingtreding van het verdrag

(1) Dit verdrag dient te worden bekrachtigd; de akten van be-
krachtiging worden zo spoedig mogelijk uitgewisseld.

(2) Dit verdrag treedt in werking op de eerste dag van de
maand volgend op een termijn van drie maanden na de uitwisse-
ling van de akten van bekrachtiging.



Drucksache 17/12015 – 12 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Artikel 14

Kündigung des Vertrags

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann
von jedem Vertragsstaat durch eine schriftliche Notifikation an
den anderen Vertragsstaat gekündigt werden. Diese Kündigung
wird drei Monate nach Eingang der Notifikation bei dem ande-
ren Vertragsstaat wirksam.

Geschehen zu Den Haag am 12. Januar 2012 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und niederländischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Artikel 14

Opzegging van het verdrag

Dit verdrag wordt voor onbepaalde duur gesloten. Het kan
door elk van de Verdragsluitende Partijen bij schriftelijke kennis-
geving aan de andere Verdragsluitende Partij worden opgezegd.
De opzegging wordt drie maanden na ontvangst van de kennis-
geving door de andere Verdragsluitende Partij van kracht.

Gedaan te Den Haag, 12 januari 2012, in tweevoud, in de Duit-
se en Nederlandse taal, zijnde beide teksten gelijkelijk authen-
tiek.

Für die Bundesrepublik Deutschland
Voor de Bondsrepubliek Duitsland

H e i n z - Pe t e r  B e h r

Für das Königreich der Niederlande
Voor het Koninkrijk der Nederlanden

K a m p
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I .  A l l g e m e i n e s

Für Kontrollen, Prüfungen und Ermittlungen im Bereich
der Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Be-
schäftigung sind auf Bundesebene im Geschäftsbereich
des Bundesministeriums der Finanzen seit Januar 2004
die Behörden der Zollverwaltung zuständig. Daneben prü-
fen und kontrollieren auch die Behörden im Geschäfts -
bereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,
wie die Bundesagentur für Arbeit und die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund, im Hinblick auf Verstöße gegen
 arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Regelungen.
Nach Maßgabe des § 2 Absatz 2 des Schwarzarbeits -
bekämpfungsgesetzes vom 23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1842),
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Juli
2012 (BGBl. I S. 1566) geändert worden ist, unterstützen
diese die Behörden der Zollverwaltung bei  ihren Prüfun-
gen. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben sehen sich die
genannten Behörden häufig mit grenzüberschreitenden
Formen der Schwarzarbeit und illegalen  Beschäftigung
konfrontiert. Um hiergegen konsequent vorgehen zu kön-
nen, ist eine wirkungsvolle Zusammenarbeit sowie ein
entsprechender Informationsaustausch mit den zuständi-
gen Stellen in den jeweils betroffenen Staaten unverzicht-
bar.

Die bereits bestehenden Möglichkeiten zur grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit werden hierfür ausgiebig
genutzt. Um die Zusammenarbeit noch weiter zu intensi-
vieren, ist darüber hinaus der Abschluss von bilateralen
Zusammenarbeitsvereinbarungen erforderlich. Diese Ver-
einbarungen können insbesondere Formen und Ebenen
der jeweiligen Zusammenarbeit festlegen, die Grundlagen
des wechselseitigen Informationsaustauschs regeln und
zentrale Ansprechpartner in den beteiligten Staaten
 benennen. Der Informationsaustausch zwischen den
 zuständigen Stellen wird damit nachhaltig verbessert.
 Bereits bestehende und bewährte Formen der örtlichen
Zusammenarbeit – insbesondere solche im grenznahen
Raum – werden auf eine verlässliche Grundlage gestellt.

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium der
Finanzen einen Musterentwurf einer Vereinbarung über
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung grenzüber-
schreitender Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung
erarbeitet und auf der Grundlage mit verschiedenen Staa-
ten Vertragsverhandlungen aufgenommen. Der Entwurf
orientiert sich in wesentlichen Punkten an der Entschlie-
ßung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der
Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on vom 22. April 1999 über einen „Verhaltenskodex für
die Verbesserung der Zusammenarbeit der Behörden
der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung des grenzüber-
schreitenden Missbrauchs bei Sozialversicherungs -
leistungen und -beiträgen und von nicht angemeldeter
 Erwerbstätigkeit sowie bei grenzüberschreitender Leih -
arbeit“ (Verhaltenskodex) (ABl. C 125 vom 6.5.1999, S. 1).
Weil Begrifflichkeiten und Definitionen in den einzelnen
Staaten unterschiedlich verwendet werden, wurde auch
dem Musterentwurf der Wortlaut der oben genannten
Entschließung zugrunde gelegt. 

Der vorliegende Staatsvertrag mit dem Königreich der
Niederlande basiert auf dem Musterentwurf. Er enthält
unter anderem Regelungen zu den Ebenen und Formen
der Zusammenarbeit sowie zum Austausch von Infor -

mationen. Über den Inhalt des Musterentwurfs hinaus
umfasst er auch die Bekämpfung des Missbrauchs bei
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch – und zwar unab-
hängig von der Erbringung einer Werk- und Dienstleis-
tung. Der Vertrag wurde am 12. Januar 2012 in Den Haag
unterzeichnet.

I I .  B e s o n d e r e s

Zu Artikel 1

In A b s a t z  1  wird der Zweck des Vertrages dargelegt.
Zweck des Vertrages ist die Intensivierung der Zusam-
menarbeit der zuständigen Stellen der Bundesrepublik
Deutschland und des Königreichs der Niederlande bei der
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Missbrauchs bei
Sozialversicherungsleistungen und -beiträgen durch Er-
werbstätigkeit und bei Leistungen der Grundsicherung
für Arbeitsuchende sowie von nicht angemeldeter Er-
werbstätigkeit und illegaler grenzüberschreitender Leih-
arbeit. Um Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden und
unterschiedlichen Begrifflichkeiten und Definitionen in
den Vertragsstaaten Rechnung zu tragen, wird auf die
 Verwendung der in der Bundesrepublik Deutschland
 gebräuchlichen Begriffe „Schwarzarbeit“ und „illegale Be-
schäftigung“ verzichtet. Die Zweckbestimmung orientiert
sich vielmehr – wie auch der Titel des Vertrages – am
Wortlaut des Verhaltenskodex (siehe unter I. Allgemeines).  

A b s a t z  2  stellt klar, dass die Vorschriften über die inter-
nationale Rechtshilfe in Strafsachen unberührt bleiben.
Mit dem Vertrag soll ausschließlich die Zusammenarbeit
im Verwaltungsverfahren gestärkt werden.

Zu Artikel 2

In diesem Artikel wird der räumliche Geltungsbereich des
Vertrages für beide Vertragsstaaten festgelegt. 

Zu Artikel 3

A b s a t z  1  benennt die für die Durchführung des Ver -
trages zuständigen Stellen in den Vertragsstaaten. Dabei
wird an die Zuständigkeit für die in Artikel 1 Absatz 1 be-
schriebenen Aufgaben angeknüpft. Der Vertrag wird dem-
entsprechend auf deutscher Seite durch die fachlich
 zuständigen Stellen im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen und des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales sowie auf niederländischer Seite
durch die fachlich zuständigen Stellen im Geschäfts -
bereich des Ministeriums für Soziales und Arbeit der
 Niederlande durchgeführt. Rechte und Pflichten für ande-
re Stellen in den Vertragsstaaten werden durch den Ver-
trag nicht begründet. 

A b s a t z  2  begründet die Pflicht zur Benennung zentra-
ler Stellen, die für die Zusammenarbeit im Rahmen des
Vertrages hauptverantwortlich zuständig sind. Durch die
Benennung dieser zentralen Stellen werden Zuständig-
keitsprobleme vermieden und darüber hinaus die notwen-
digen Rahmenbedingungen für einen koordinierten und
kontinuierlichen Informationsfluss geschaffen. 

Das Bundesministerium der Finanzen und das Ministe -
rium für Soziales und Arbeit der Niederlande sind ver-

Denkschrift
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pflichtet, eine Aufstellung der Adressen und Telefonnum-
mern der nach den Absätzen 1 und 2 für die Durchfüh-
rung des Vertrages zuständigen Stellen und der zentralen
Stellen sowie eine Darstellung von deren Zuständigkeits-
und Aufgabenbereichen innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Vertrages auszutauschen und diese
 regelmäßig zu aktualisieren (Artikel 10 Absatz 3). 

Zu Artikel 4

In diesem Artikel werden die Ebenen der Zusammenar-
beit festgelegt. Entsprechend dem Ziel des Vertrages,
auch Formen der örtlichen Zusammenarbeit auf eine ver-
lässliche Grundlage zu stellen, ermöglicht dieser Artikel
auch eine direkte Zusammenarbeit der vor Ort tätigen
Prüf- und Kontrollbehörden, soweit es sich dabei um Be-
hörden und Stellen handelt, die Aufgaben im Sinne des
Artikels 1 Absatz 1 wahrnehmen. Voraussetzung hierfür
ist, dass die zuständigen Ministerien beziehungsweise die
zentralen Stellen dies vorsehen. Damit wird sichergestellt,
dass die zuständigen Ministerien beziehungsweise die
zentralen Stellen die Rahmenbedingungen der Zusam-
menarbeit festlegen sowie die Zusammenarbeit aktiv mit-
gestalten und koordinieren können. 

Zu Artikel 5

Dieser Artikel enthält Regelungen zu den Formen der Zu-
sammenarbeit. 

Gemäß A b s a t z  1  unterrichten sich die zuständigen
 Ministerien unmittelbar über wesentliche Änderungen
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die im Anwen-
dungsbereich des Vertrages erfolgen. Hiermit wird bei-
spielsweise die Möglichkeit geschaffen, die jeweils ande-
re Seite zügig über wichtige Rechtsänderungen im
Zusammenhang mit den in Artikel 1 Absatz 1 beschriebe-
nen Aufgaben zu unterrichten. 

In A b s a t z  2  werden grundlegende Formen der Zusam-
menarbeit zwischen den zentralen Stellen nach Artikel 3
Absatz 2 benannt. Dazu gehören zunächst der Informa -
tionsaustausch über Aufbau und Aufgaben der Prüf- und
Kontrollbehörden einschließlich der Benennung zuständi-
ger Ansprechpartner ( N u m m e r  1 )  sowie der Informa-
tionsaustausch über Prüf- und Arbeitsmethoden ( N u m -
m e r  3 ) . Mit dem Vertrag soll außerdem die Möglichkeit
geschaffen werden, präventive Maßnahmen – zum Bei-
spiel grenzüberschreitende Schwerpunktprüfungen – ge-
meinsam zu planen und durchzuführen ( N u m m e r  2 ) .
Mit der Formulierung „im jeweiligen Zuständigkeitsbe-
reich“ wird deutlich gemacht, dass die Prüf- und Kontroll-
behörden der Vertragsstaaten bei der Durchführung der
Maßnahmen nur auf ihrem eigenen Hoheitsgebiet hoheit-
lich handeln dürfen. 

Ermöglicht werden soll auch der Austausch von Bediens-
teten als Hospitanten ( N u m m e r  7 ) . Diesen ist die
Wahrnehmung hoheitlicher Tätigkeiten im Gastgeberland
nicht gestattet. In Betracht kommen lediglich Unterstüt-
zungsmaßnahmen, wie zum Beispiel generelle rechtliche
und praktische Auskünfte an die Bediensteten des Gast-
geberlandes oder vermittelndes Auftreten bei Kontrollen
von Personen aus dem Entsendestaat des Hospitanten. 

Von zentraler Bedeutung für die Zusammenarbeit ist der
Austausch von Informationen – einschließlich personen-
bezogener Daten – auf Ersuchen im Wege der Amtshilfe
sowie die unaufgeforderte Übermittlung von Mitteilungen

(Spontanmitteilungen) in Einzelfällen ( N u m m e r n  4
u n d  5 ) . Da es sich hierbei um die wichtigsten Formen
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit handelt,
werden Einzelheiten hierzu in Artikel 6 gesondert geregelt. 

Schließlich wird die Möglichkeit geschaffen, über den
weiteren Fortgang einzelner Verfahren, in denen eine Zu-
sammenarbeit stattgefunden hat, unterrichtet zu werden
( N u m m e r  6 ) .

Absatz 2 wurde bewusst so gestaltet, dass die dort be -
nannten Zusammenarbeitsformen erweiterbar sind. Da-
mit kann – im Rahmen der vertraglichen und gesetzlichen
Möglichkeiten – flexibel auf praktische Bedürfnisse rea-
giert werden. Um auch den vor Ort tätigen Prüf- und Kon-
trollbehörden einen Zugriff auf das Instrumentarium des
Absatzes 2 zu verschaffen, wird dieser durch A b s a t z  3
für entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Artikel 6

Dieser Artikel steht im Zusammenhang mit Artikel 5 Ab-
satz 2 Nummer 4 und 5 und enthält nähere Regelungen
zu  Ersuchen und Spontanmitteilungen. 

A b s a t z  1  legt bestimmte Angaben fest, die unbedingt
 erforderlich sind, um eine zeitnahe und effiziente Bearbei-
tung von Ersuchen und Spontanmitteilungen gewährleis-
ten zu können. Durch A b s a t z  2  werden die ersuchten
Stellen darüber hinaus berechtigt, weitere für die Bearbei-
tung eines Ersuchens erforderliche Informationen anzu-
fordern. 

A b s a t z  3  regelt die Art und Weise der Übermittlung
von Ersuchen und Spontanmitteilungen (schriftlich, fern-
schriftlich, elektronisch). Auf die Möglichkeit einer münd-
lichen Übermittlung wurde verzichtet, um Missverständ-
nisse bei der Informationsübermittlung zu vermeiden und
eine nachhaltige Datenübermittlung zu gewährleisten. In
dringenden Fällen empfiehlt sich eine elektronische Über-
mittlung der Daten. Die Übermittlung von Ersuchen und
Spontanmitteilungen erfolgt formlos und ist damit nicht
an einen Vordruck gebunden.

Durch A b s a t z  4  wird klargestellt, dass in bestimmten
Fällen die Bearbeitung eines Ersuchens oder einer Spon-
tanmitteilung unterbleiben muss, nämlich wenn durch die
Bearbeitung ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand
verursacht wird oder innerstaatliche Vorschriften bezie-
hungsweise die Verwaltungspraxis der Bearbeitung ent-
gegenstehen. Mit dieser Regelung wird sichergestellt,
dass die Erfüllung der durch nationales Recht festgeleg-
ten Aufgaben der jeweiligen zuständigen Behörden durch
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit nicht gefähr-
det wird. Außerdem wird deutlich gemacht, dass eine Zu-
sammenarbeit jenseits bestehender Rechtsvorschriften
nicht in Betracht kommt. Da die Nichtbearbeitung den
Ausnahmefall darstellen soll, muss im Fall eines Ersu-
chens die ersuchende Stelle über die Gründe hierfür in-
formiert werden. 

Aus A b s a t z  5  folgt, dass Ersuchen, die die in Artikel 3
benannten Stellen in eigener Zuständigkeit nicht bearbei-
ten können, von diesen an ihre zuständigen nationalen
Zusammenarbeitsbehörden weitergeleitet werden kön-
nen. Die ersuchende Stelle muss hierüber unterrichtet
werden. Ein Anspruch der ersuchenden Stelle auf Weiter-
leitung und insbesondere Bearbeitung des Ersuchens
durch die sachlich zuständigen Behörden besteht in
 diesen Fällen allerdings nicht. Pflichten anderer als der in
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Artikel 3 benannten Stellen werden durch den Vertrag
nicht begründet.

A b s a t z  6  stellt schließlich klar, dass sich die Pflicht zur
Beantwortung von Ersuchen nur auf solche Informationen
erstreckt, zu denen die ersuchte Stelle einen Zugang hat
oder nach innerstaatlichem Recht einen Zugang erhalten
kann. Damit wird deutlich gemacht, dass die Beantwor-
tung von Ersuchen lediglich im Rahmen der bestehenden
nationalen Kompetenzen der ersuchten Stelle erfolgt. 

Zu Artikel 7

Dieser Artikel bestimmt, dass jeder Vertragsstaat die für
seine Stellen aus der Anwendung dieses Vertrages ent-
stehenden Kosten selbst trägt. 

Zu Artikel 8  

A b s a t z  1  stellt für die Verwendung personenbezoge-
ner Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammen-
arbeit dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt wer-
den, ein eigenständiges Datenschutzregime auf. Eine
Verwendung von Daten im Sinne dieses Artikels liegt bei
jeder Form des Umgangs mit personenbezogenen Daten
vor, die nicht Erheben ist. Eingeschlossen sind demnach
sowohl die Verarbeitung als auch die Nutzung der Daten.

N u m m e r  1  sieht einen Unterrichtungsanspruch auf Er-
suchen der übermittelnden Stelle eines Vertragsstaates
über die Verwendung der übermittelten Daten und die
 dadurch erzielten Ergebnisse durch die empfangende
Stelle des anderen Vertragsstaates vor. 

N u m m e r  2  formuliert den Grundsatz, dass personen-
bezogene Daten, die aufgrund des Vertrages dem ande-
ren Vertragsstaat übermittelt wurden, von diesem nur zu
den im Vertrag festgelegten Zwecken und zu den Bedin-
gungen, die die übermittelnde Stelle im Einzelfall stellt,
verwendet werden dürfen. Eine Ausnahme ist nur zur
 Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher
Bedeutung sowie zum Zweck der Abwehr von erheb -
lichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit zulässig.

N u m m e r  3  unterwirft die Übermittlung und Verwen-
dung der Daten durch die Stellen der Vertragsstaaten
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und verpflichtet
zur Berichtigung unrichtiger übermittelter Daten.

N u m m e r  4  schreibt die Rechtsposition des/der Betrof-
fenen auf Auskunft grundsätzlich fest.

Die N u m m e r n  5  b i s  7  enthalten Regelungen zur
 Löschung, zur Protokollierung der Übermittlung und zur
 Sicherung der Daten.

A b s a t z  2  erklärt die Bestimmungen für die Verwen-
dung personenbezogener Daten gemäß Absatz 1 auch im
Hinblick auf etwaige Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
se, die im Rahmen der vertraglichen  Zusammenarbeit
übermittelt werden, für entsprechend anwendbar.  

Zu Artikel 9

Um die auf der Grundlage des Vertrages erzielten Ergeb-
nisse bewerten und Fragen, die die Auslegung und An-
wendung des Vertrages betreffen, gemeinsam klären zu
können, bestimmt A b s a t z  1, dass eine „gemischte

Kommission“ in regelmäßigen Abständen zusammentritt.
Ein außerordentliches Zusammentreten der „gemischten
Kommission“ ist möglich, sofern hierüber Einvernehmen
bei den Vertragsstaaten besteht. Die Kommission setzt
sich aus Vertreterinnen und Vertretern des Bundesminis-
teriums der Finanzen und des Bundesministeriums für
 Arbeit und Soziales sowie des Ministeriums für Soziales
und Arbeit der Niederlande, der zentralen Stellen und der
vor Ort tätigen Prüf- und Kontrollbehörden zusammen.
Die gemischte Kommission kann nach A b s a t z  2  Ver-
treterinnen und Vertreter anderer nationaler Stellen und
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union ein -
laden, an ihren Arbeiten teilzunehmen. 

Zu Artikel 10 

Durch A b s a t z  1  wird klargestellt, dass der Vertrag
 jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen der Vertrags-
staaten durch gesonderte völkerrechtliche Verträge geän-
dert werden kann. Dies ermöglicht eine Anpassung des
Vertrages an neue Gegebenheiten, ohne dass Kündigung
und Neuverhandlung des gesamten Vertrages erforder-
lich sind.

A b s a t z  2  stellt weiterhin klar, dass die Vertragsstaaten
durch gesonderte völkerrechtliche Verträge dem Vertrag
Anlagen beifügen und beigefügte Anlagen ändern kön-
nen. Dies ermöglicht eine Ergänzung und Präzisierung der
vertraglichen Regelungen, ohne dass eine Verhandlung
über den Vertragstext selbst beziehungsweise die jeweils
betroffenen Regelungen erforderlich ist. Die Anlagen sind
Bestandteil des Vertrages. 

A b s a t z  3  enthält die Verpflichtung des Bundesministe-
riums der Finanzen und des Ministeriums für Soziales und
Arbeit der Niederlande, eine Aufstellung der Adressen
und Telefonnummern der nach den Absätzen 1 und 2 für
die Durchführung des Vertrages zuständigen Stellen und
der zentralen Stellen sowie eine Darstellung von deren
Zuständigkeits- und Aufgabenbereichen innerhalb von
drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages auszu -
tauschen und diese regelmäßig zu aktualisieren. Dies
 ermöglicht eine zeitnahe Aktualisierung der Kontaktdaten
sowie der relevanten Zuständigkeits- und Aufgabenberei-
che der beteiligten Stellen, etwa dann, wenn sich eine
Adresse oder Telefonnummer ändert oder Veränderun-
genorganisatorischer Natur eintreten. Im Rahmen des ini-
tialen Austausches und der Aktualisierung bezieht das
Bundesministerium der Finanzen das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales ein.

Zu Artikel 11

Dieser Artikel enthält die Verpflichtung für das Bundesmi-
nisterium der Finanzen und das Bundesministerium für
 Arbeit und Soziales sowie das zuständige Ministerium
für Soziales und Arbeit der Niederlande, binnen sechs
Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages die Durchfüh-
rung des Vertrages durch ein Rundschreiben für ihren
 Geschäftsbereich zu regeln.

Zu Artikel 12

Gemäß diesem Artikel übernimmt es das Königreich der
 Niederlande, die Registrierung des Vertrages beim Sekre-
tariat der Vereinten Nationen zu veranlassen.
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Zu Artikel 13

Dieser Artikel beinhaltet Regelungen zur Ratifikation und
zum Inkrafttreten des Vertrages.

Zu Artikel 14

Dieser Artikel enthält Regelungen zur Dauer und zur
 Kündigung des Vertrages.
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